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Aktualisierung der Handreichung des Innenministeriums - Landespolizeipräsidium -

für die Planung und Durchführung von Veranstaltungen mit einer Vielzahl an Perso-

nen

Anlagen

Handreichung mit vier Anlagen

Die Ereignisse anlässlich der Loveparade 2010 in Duisburg haben gezeigt, dass die 

Vorbereitung und Durchführung von Veranstaltungen mit einer Vielzahl an Personen

besondere Herausforderungen und Pflichten für Veranstalter, Genehmigungs- bzw. 

Aufsichtsbehörden sowie Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben mit 

sich bringen. Hierbei kommt es ganz wesentlich auf eine professionelle Zusammen-

arbeit dieser Stellen vom Planungsbeginn bis zur Einsatzdurchführung an.

Die Ausführungen der Handreichung sollen dazu beitragen, erforderliche Einsatzvor-

bereitungen und die Einsatzdurchführung sicherzustellen. Die Dienststellen werden 

um entsprechende Umsetzung gebeten.

Die „Handreichung des Innenministeriums - Landespolizeipräsidium - für die Planung 

und Durchführung von Veranstaltungen mit einer Vielzahl an Personen“ vom 

30.07.2012, Az.: 1134.1, ist aus dem Geschäftsgang zu nehmen und durch die beige-

fügte Fassung vom 16. Juni 2014 zu ersetzen.
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Im Rahmen der Aktualisierung wurden sämtliche Ziffern sowie die Anlagen 1 und 2 

ergänzt, ferner wurden die Anlagen 3 und 4 hinzugefügt. Weiterhin wurde in Ziffer 6

ein Querverweis auf die „Hinweise und Empfehlungen des IM - LPP - zur Vorberei-

tung und Bewältigung von Einsätzen der Polizei im Zusammenhang mit Veranstaltun-

gen nach Aufrufen in sozialen Netzwerken (u.a. „Facebook-Partys“)“ aufgenommen.

Eine Abstimmung mit dem Ministerium für Verkehr und Infrastruktur ist erfolgt.

Die Hochschule für Polizei wird gebeten, die dargestellten Inhalte im Rahmen der 

Aus- und Fortbildung (einschließlich Stabslehrgänge) entsprechend zu vermitteln.

Das Polizeipräsidium Einsatz wird gebeten, die Handreichung im Fachportal Einsatz 

in Polizei-Online zu veröffentlichen.

gez. Ralph Papcke
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1. Allgemeine Hinweise  
Die polizeirechtliche Aufgabenübertragung zur Gefahrenabwehr verpflichtet den 

Polizeivollzugsdienst zu einer gründlichen und detailliert abgestimmten Einsatz-

planung in allen Bereichen. Bei Großveranstaltungen rückt die polizeiliche Arbeit 

durch Erwartungshaltungen der Bevölkerung, der Medien und letztendlich der 

Besucher vermehrt in den Fokus der öffentlichen Wahrnehmung. Planung und 

Umsetzung der polizeilichen Einsatzmaßnahmen sind daher in engem Zusam-

menwirken mit den Genehmigungs- bzw. Aufsichtsbehörden1, anderen Behörden 

und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben und dem Betreiber bzw. Veranstal-

ter abzustimmen.  

Versäumnisse in der Planungsphase von Großveranstaltungen - unabhängig 

vom Zuständigkeitsbereich - können zu unvorhergesehenen und meist nur 

schwer korrigierbaren Problemen beim Veranstaltungs- und Einsatzverlauf füh-

ren. Daher sind im Abstimmungs- und Planungsprozess seitens des Polizeivoll-

zugsdienstes mögliche Handlungsfelder zu analysieren und ggf. entsprechende 

Vorsorgemaßnahmen, Auflagen oder dergleichen für einen sicheren Verlauf der 

Veranstaltung einzufordern.  

Es ist von elementarer Bedeutung, dass sich alle Beteiligten von Beginn an mit 

den möglichen Gefahren auseinander setzen und somit das generelle Gefahren-

potential der Veranstaltung erkennen und richtig bewerten. Das Vorliegen eines 

Sicherheitskonzeptes des Veranstalters entlastet die Behörden nicht von der 

Verpflichtung, eine eigenständige Sicherheitsanalyse durchzuführen. 

 

 

2. Zuständigkeiten  
Grundsätzlich liegen Planung und Durchführung von Großveranstaltungen in der 

primären Verantwortlichkeit von Betreiber und Veranstalter sowie in der Zustän-

digkeit der jeweiligen Genehmigungs- bzw. Aufsichtsbehörde. 

 

� Für die sichere und ordnungsgemäße Durchführung jeder Veranstaltung ist 

der jeweilige Betreiber oder Veranstalter (siehe Ziffer 3.1 und 3.2) verant-

wortlich. Dieser  

o kann Aufgaben - vertraglich geregelt - delegieren und im Innenver-

hältnis Teilverantwortungen auf andere übertragen; 

                                                 
1 Je nach Art der Veranstaltung können verschiedene Behörden auf Gemeinde- und Kreisebene zuständig sein,    
   z.B. Gewerbeamt/Gewerbeaufsicht bei Jahrmärkten/Volksfesten/Messen, Umweltschutzamt bzgl. Ausnahmen  
   von der Sperrzeit/Pyrotechnik, Straßen- und Straßenverkehrsbehörden bzgl. Sondernutzungserlaubnissen,  
   Bauamt bzgl. fliegender Bauten (Bühnen, Festzelte), Ordnungsamt bzgl. gaststättenrechtlicher  
   Ausschankgestattung usw.  
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o bleibt im Außenverhältnis gegenüber der Öffentlichkeit - und den 

Behörden - in der Verantwortung; 

o ist verantwortlich für die Erstellung und die Inhalte des Sicherheits-

konzeptes; 

o haftet in erster Linie zivilrechtlich bei Veranstaltungen. Seine zivil-

rechtliche Verkehrssicherungspflicht wird rechtlich damit begründet, 

dass er mit der Veranstaltung eine Gefahrenquelle schafft. Daher 

muss er dafür Sorge tragen, dass Besucher anlässlich der Veran-

staltung nicht zu Schaden kommen;  

o ist für den reibungslosen und sicheren Ablauf der Veranstaltung zu-

ständig und zudem auch für das Handeln seiner Gehilfen (Ord-

nungskräfte) verantwortlich; 

o muss alle möglichen Risiken beachten und alle erdenklichen 

Schutzmaßnahmen für die Besucher ergreifen. 
� Die unteren Baurechtsbehörden sind für die Genehmigung der Errichtung 

oder Änderung von Versammlungsstätten nach der Versammlungsstätten-

verordnung (VStättVO) zuständig, nicht jedoch für einzelne Veranstaltungen 

in oder außerhalb von Versammlungsstätten. Die gelegentliche Nutzung von 

baulichen Anlagen für Veranstaltungen führt nicht dazu, dass diese zu Ver-

sammlungsstätten im Sinne der VStättVO werden. Es wird damit keine Nut-

zungsänderungsgenehmigung erforderlich, und die Anlagen unterliegen 

nicht als Versammlungsstätten der Aufsicht der Baurechtsbehörden. 

� Sofern keine Versammlungsstätte besteht, stehen die Einzelveranstaltun-

gen nicht unter der Aufsicht der Baurechtsbehörden. Eine Baugenehmigung 

ist für eine Einzelveranstaltung weder möglich noch erforderlich (vgl. Ziffer 

4). 

� Sind im Zusammenhang mit Veranstaltungen Fragestellungen zu klären, die 

sich inhaltlich an Vorschriften aus dem Versammlungsstättenrecht anleh-

nen, so berät die örtlich zuständige untere Baurechtsbehörde im Wege der 

Amtshilfe und im Rahmen ihrer fachlichen Zuständigkeit (vgl. Ziffer 4). 
� Die Polizei, insbesondere der Polizeivollzugsdienst, wird von der Genehmi-

gungs- oder Aufsichtsbehörde erforderlichenfalls in beratender Funktion 

hinzugezogen. Ein Sicherheitskonzept soll in Abstimmung mit der Polizei 

und anderen Vertretern für Sicherheitsaufgaben (Feuerwehr und Rettungs-

dienste) aufgestellt werden. 

 

Dem Polizeivollzugsdienst kann aufgrund dessen Gefahrenabwehrpflichten bei 

Veranstaltungen eine Zuständigkeit zur Beseitigung von Störungen und Abwehr 

weiterer Gefahren erwachsen, z.B. wenn der Betreiber / Veranstalter nicht mehr 

in der Lage ist, seine Aufgaben zu erfüllen oder Vorkehrungen nicht im erforderli-
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chen Umfang greifen. Darüber hinaus leistet er anderen Behörden, insbesondere 

in den Abend- und Nachtstunden sowie am Wochenende, im Rahmen der recht-

lichen Vorgaben Vollzugshilfe (§ 60 Abs. 5 PolG BW). 

 

 

3. Geltungsbereich und wichtige Bestimmungen der  
Versammlungsstättenverordnung 
Die VStättVO ist anwendbar für:  

� Versammlungsräume mit einzeln/zusammen mehr als 200 Besucherplätzen, 

� Versammlungsstätten im Freien mit mehr als 1.000 Besucherplätzen, sofern 

- Szenenflächen vorhanden sind und 

- der Besucherbereich ganz oder teilweise aus baulichen Anlagen besteht, 

� Sportstadien mit mehr als 5.000 Besucherplätzen. 

Die bloße Ansammlung von Menschen unter freien Himmel, z.B. bei einem Stra-

ßenfest, unterliegt nicht der VStättVO (vgl. Anlage 1).  

Außerhalb des Anwendungsbereichs der VStättVO kann diese ggf. zur Orientie-

rung herangezogen werden. 

 

Bei Veranstaltungen in bereits nach der VStättVO genehmigten Versammlungs-

stätten gelten folgende Regelungen: 

 

3.1  Sicherheitskonzept, Ordnungsdienst - § 43 VStättVO 
� Der Betreiber ist verpflichtet, grundsätzlich abhängig von der Art einer Ver-

anstaltung, ein Sicherheitskonzept aufzustellen und einen Ordnungsdienst 

einzurichten.2 

� Die Genehmigungs- bzw. Aufsichtsbehörden (insbesondere die Baurechts-

behörden) bzw. der Polizeivollzugsdienst können in diesem Zusammenhang 

auf eine fachlich fundierte Erstellung eines Sicherheitskonzepts - ggf. mit 

beinhaltetem Verkehrskonzept und einer Risikoanalyse sowie der Erfüllung 

gewisser Qualitätsstandards, u.a. durch Beauftragung spezialisierter Unter-

nehmen - hinwirken. Somit wird sichergestellt, dass die öffentlich-rechtlichen 

Vorschriften beachtet werden und sich Anordnungen und Auflagen an den 

sicherheits- und ordnungsrechtlichen Bedürfnissen, unabhängig von wirt-

schaftlichen Erwägungen, ausrichten. 

� Aufgrund der elementaren Bedeutung des Ordnungsdienstes für das Si-

cherheitskonzept sowie den gesamten ordnungsgemäßen Veranstaltungs-

                                                 
2 Regelmäßig verpflichtend für Versammlungsstätten mit mehr als 5.000 Besucherplätzen, sonst  
  abhängig von einer Erforderlichkeit im Einzelfall. 
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ablauf sollte die Leitung des Ordnungsdienstes stets einer fachlich qualifi-

zierten Person mit entsprechender Erfahrung übertragen werden. 

� Der Ordnungsdienst ist über Rechte, Pflichten, das Verhalten im Gefahren-

fall und den Einsatz an wichtigen Veranstaltungsörtlichkeiten, ggf. mit Un-

terstützung der Polizei, zu schulen. Ebenso ist eine sachgerechte Einwei-

sung mit klarer Aufgabenzuschreibung für das Ordnungspersonal zu veran-

lassen. 

Dabei ist zwischen Sicherheitspersonal mit Qualifizierung gemäß § 34 a 

Gewerbeordnung (Bewachungsgewerbe) und Ordnungspersonal ohne die-

se Qualifizierung zu unterscheiden. 

� Das Sicherheitskonzept muss außerdem ein Kommunikationskonzept für 

die Veranstaltungsabwicklung beinhalten, das sichere Verbindungen zwi-

schen allen Beteiligten gewährleistet (z.B. redundant ausgelegte Kommuni-

kationssysteme, Kommunikationsplan, o.ä.). Dadurch kann auf ein Scha-

densereignis geordnet und abgestimmt reagiert werden. 

 

3.2  Pflichten der Betreiber, Veranstalter und Beauftragten - § 38 VStättVO 
Großveranstaltungen bergen ein immanentes Gefahrenpotential in sich. Der Be-

trachtung von Bau- und Betriebsvorschriften kommt daher, um konkreten Ge-

fährdungen vorzubeugen, eine besondere Bedeutung zu. Die Nichtbeachtung 

kann eine Ordnungswidrigkeit darstellen. 

� Verantwortlich für die Sicherheit der Veranstaltung und das Beachten von 

Bau- und Betriebsvorschriften ist grundsätzlich der Betreiber. 

� Für den Betreiber besteht Anwesenheitspflicht (ggf. Vertretung durch Beauf-

tragten möglich) sowie die Verpflichtung zur Zusammenarbeit mit Ord-

nungsdiensten, Brandsicherheits- und Sanitätswachen, der Polizei, der 

Feuerwehr sowie dem Rettungsdienst. Er ist ständiger Ansprechpartner vor 

Ort. 

� Werden Betriebsvorschriften missachtet oder funktionieren für die Sicherheit 

der Veranstaltung notwendige Einrichtungen nicht, ist der Betreiber zur Ein-

stellung des Betriebs, d.h. zum Abbruch der Veranstaltung, verpflichtet. 

Die Entsendung von qualifizierten Verbindungskräften / Vertretern der zuständi-

gen Genehmigungs- oder Aufsichtsbehörden, des Polizeivollzugsdienstes sowie 

weiterer Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS) in die 

Veranstaltungsleitung des Betreibers ist lageorientiert vorzusehen. Bei größeren 

Veranstaltungen ist ggf. die Bildung einer gemeinsamen Befehlsstelle mit Veran-

stalter, Polizei, Feuerwehr und Rettungsdienst zu prüfen. 
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3.3 Einfriedung, Eingänge, Nutzung Rettungswege, Lenkung der Besu-
cherströme, Überfüllungs- und Entfluchtungskonzept - §§ 6, 7, 30, 31 
und 32 VStättVO 
� Es sind ausreichend dimensionierte und ständig nutzbare Zu- und Abgänge 

sowie Not- und Rettungswege im Innen- und Außenbereich (vgl. Anlage 2) 

vorzusehen. 

� Einfriedungen (Umzäunungen) dürfen nicht zu Hindernissen bei Evakuie-

rungsmaßnahmen und damit zu einer Gefahr für flüchtende Personen wer-

den (d.h. kritische Prüfung der Materialen, Zertifizierung, Anbringung, Ver-

ankerung, Belastbarkeit und ggf. schneller Demontagemöglichkeiten der 

Einfriedungselemente).  

� Rettungswege in Versammlungsstätten sind ständig freizuhalten oder frei-

zumachen. Während des Betriebes müssen alle Türen und andere Ab-

schlüsse von Rettungswegen unverschlossen und vom Veranstaltungsbe-

reich aus leicht zu öffnen sein; dabei darf eine Vorrichtung angebracht wer-

den, die beim Öffnen in geeigneter Weise Alarm auslöst.  

� Rettungswege sowie Zufahrten, Aufstell- und Bewegungsflächen für Ein-

satzfahrzeuge der Polizei, Feuerwehr und des Rettungsdienstes sind stän-

dig freizuhalten bzw. freizumachen. 

� Bestuhlungen und Betischungen dürfen nur nach einem bereits genehmig-

ten Bestuhlungs- und Rettungswegeplan vorgenommen werden. 

� Die Zahl der im Bestuhlungs- und Rettungswegeplan genehmigten Besu-

cherplätze darf nicht überschritten und die genehmigte Anordnung der Be-

sucherplätze darf nicht geändert werden. 

� Eine Ausfertigung des für die jeweilige Nutzung genehmigten Planes ist in 

der Nähe des Haupteinganges eines jeden Versammlungsraumes gut sicht-

bar anzubringen. 

� Eine entsprechend geeignete und ausreichend teilnehmerführende Beschil-

derung ist zu gewährleisten.  

� Eine Kanalisierung bzw. Dosierung des Personenzuflusses ist einzufordern, 

falls dies im Rahmen der Gefährdungsanalyse für erforderlich erachtet 

wird.3 Besucher sollten dann nur einzeln und hintereinander Einlass finden 

(dadurch werden auch effektive Zugangskontrollen der Besucher und ihrer 

mitgeführten Gegenstände möglich). Dabei ist auf angemessene Kapazitä-

ten zu achten, um Wartezeiten und Stausituationen in einem verträglichen 

Rahmen zu halten. 

� Soweit eine Besucherbegrenzung in der Genehmigung besteht, sollten eine 

Besucherzählung sowie deren unabhängige Kontrolle erfolgen. 

                                                 
3  Regelmäßig verpflichtend für Versammlungsstätten mit mehr als 5.000 Besucherplätzen, sonst 
   abhängig von einer Erforderlichkeit im Einzelfall. 
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� Für Einsatzkräfte der Polizei, Feuerwehr und des Rettungsdienstes sind von 

den Besuchern getrennte Eingänge vorzusehen. 

 

3.4  Einwirkungsmöglichkeiten für die Polizei während der Veranstaltung 
- §§ 20 und 26 VStättVO  
Dem frühzeitigen Erkennen von Gefahrensituationen kommt ebenso wie einer 

schnellen, verständlichen und zielgerichteten Information der Besucher eine hohe 

Bedeutung zu.  

� In Versammlungsstätten mit Versammlungsräumen sollten Alarmierungs- 

und insbesondere Sprachalarmanlagen installiert werden.4  

� Der Polizei ist ein Raum mit Überblick über den Veranstaltungsbereich zur 

Verfügung zu stellen wenn dies im Rahmen der Gefährdungsanalyse für er-

forderlich erachtet wird (ggf. unterstützt mit Anschlüssen für eine Videoanla-

ge).5 Die Sprachalarmanlage ist für die Polizei mit einer Vorrangschaltung 

auszustatten. 

 

3.5  Brandsicherheitswache, Sanitäts- und Rettungsdienst - § 41 VStättVO 
Die nachstehenden Bestimmungen für die im Einsatz benachbarten BOS sind 

auch für den Polizeivollzugsdienst von Relevanz - deren Nichteinhaltung stellt ei-

ne Ordnungswidrigkeit dar.   

� Bei einer erhöhten Brandgefahr (wie insbesondere bei pyrotechnischen Ef-

fekten) ist der Betreiber verpflichtet, eine Brandsicherheitswache einzurich-

ten. Für Großbühnen und Szeneflächen mit mehr als 200 m² Grundfläche ist 

die Einrichtung einer Brandsicherheitswache zwingend vorgeschrieben. 

� Bei Veranstaltungen mit voraussichtlich mehr als 5.000 Besuchern besteht 

für den Betreiber eine Anzeigepflicht bei der für den Sanitäts- und Ret-

tungsdienst zuständigen Behörde, damit diese ggf. erforderliche Maßnah-

men organisieren und Auflagen erlassen kann. Bei derartigen Veranstaltun-

gen dürfte in der Regel die Aufstellung eines Rettungsdienstkonzeptes an-

gezeigt sein. 

 

 

 

                                                 
4 Pflicht für Versammlungsstätten mit Veranstaltungsräumen von insgesamt mehr als 1000 m². 
5 Regelmäßig verpflichtend für Versammlungsstätten mit mehr als 5.000 Besucherplätzen, sonst  
  abhängig von einer Erforderlichkeit im Einzelfall.  
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4. Nichtanwendbarkeit der Versammlungsstättenverordung 
Sofern keine Versammlungsstätte besteht, stehen die Einzelveranstaltungen 

nicht unter der Aufsicht der Baurechtsbehörden. Eine Baugenehmigung ist für ei-

ne Einzelveranstaltung weder möglich noch erforderlich. 

� Die Sicherheit bei diesen Veranstaltungen wird durch die aufsichtsbehördli-

chen Instrumente des Gewerbe-, Immissions-, Straßen(verkehrs)rechts 

usw., im Übrigen aufgrund des allgemeinen Polizeirechts (insbesondere der 

§§ 1 und 3 PolG BW) gewährleistet. 

Die  örtlichen Behörden sollten sich  - insbesondere bei größeren Veranstal-

tungen - von der zuständigen Baurechtsbehörde im Wege der Amtshilfe be-

raten lassen, um die wichtigsten Regelungen aus der Versammlungsstät-

tenverordnung sinngemäß heranzuziehen. Die Baurechtsbehörde wird in 

diesen Fällen im Rahmen ihrer fachlichen Zuständigkeit tätig (vgl. Ziffer 2). 

� Zu den wichtigsten Regelungen der Versammlungsstättenverordnung, die 

beachtet werden sollten, gehören: 

− mindestens zwei bauliche Rettungswege;  

− ausreichende Rettungswegbreiten gem. § 7 VStättVO;  

− Freihaltung der Rettungswege;  

− Umwehrungen bei Absturzgefahr gem. § 11 VStättVO;  

− bei Nachtveranstaltungen Sicherheitsbeleuchtung. 

Welche Bestimmungen herangezogen werden sollen, liegt im Ermessen der 

zuständigen Behörde. Eine wörtliche Anwendung der Versammlungsstät-

tenverordnung ist dabei nicht erforderlich, die dort festgelegten Maße sollten 

aber tendenziell eingehalten werden. 
 

 

5. Zusammenwirken im Planungsprozess zwischen  
Genehmigungs- bzw. Aufsichtsbehörde, Betreiber / Ver-
anstalter, Polizei und weiteren Behörden sowie Organi-
sationen mit Sicherheitsaufgaben 
Die unter den Ziffern drei und vier dargestellten sicherheitsrelevanten Bestim-

mungen sollen nach Möglichkeit schriftlich und mit besonderer Benennung der 

Pflichten von Betreiber und Veranstalter, auch in Abgrenzung zur Polizei sowie 

den anderen Beteiligten, festgelegt werden. 

 

Für die optimale Planung einer Veranstaltung sind frühzeitig durchgeführte Si-

cherheitsgespräche zwischen dem Polizeivollzugsdienst und dem Betreiber / 

Veranstalter, den Genehmigungs- bzw. Aufsichtsbehörden sowie weiteren BOS 

(u.a. den unteren Baurechtsbehörden) unerlässlich. Zielrichtung sollte die Her-
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stellung einer größtmöglichen Transparenz sowie eindeutiger Zuständigkeiten 

und Verantwortlichkeiten sein. Um die jeweiligen Genehmigungs- und Erlaub-

niserfordernisse zu harmonisieren wird empfohlen, eine koordinierende federfüh-

rende Stelle zu benennen. Zu beachten ist in diesem Kontext:   

� Grundsätzlich initiiert und leitet die Genehmigungs- bzw. Aufsichtsbehörde 

die Sicherheitsgespräche. Lagebezogen können sie auch auf Veranlassung 

des Polizeivollzugsdienstes erfolgen. 

� Den Sicherheitsgesprächen sollten Gefährdungsbewertungen durch den 

Betreiber / Veranstalter und der Genehmigungs- bzw. Aufsichtsbehörde 

(letztere ggf. mit beratender Unterstützung durch den Polizeivollzugsdienst) 

u.a. hinsichtlich  

- des Veranstaltungsortes,  

- der baulichen Gegebenheiten,  

- des Programmablaufs,  

- des Charakters der Veranstaltung und  

- der in diesem Zusammenhang stehenden potenziellen bzw. zu erwar-

tenden Gefahren und Störungen 

vorausgehen. Diese Gefährdungsbewertung ist maßgeblich für die dann 

durch die jeweiligen Fachbehörden, ggf. wieder koordinierend durch die fe-

derführende Stelle, vom Veranstalter einzufordernden Unterlagen. Nach 

Auswertung der eingereichten Unterlagen und Abstimmung der behördli-

chen Gefährdungsbewertung mit dem Sicherheitskonzept des Veranstalters 

sollte sich die federführende Stelle mit den beteiligten Behörden zu deren 

Genehmigungs-, Erlaubnis- und Ordnungsverfügungen abstimmen.  

� Besondere planerische Sorgfalt ist geboten, wenn Räume bzw. Gelände 

erstmals für Großveranstaltungen genutzt werden und die notwendige Infra-

struktur nicht vorhanden oder erprobt ist. Bei komplexen Veranstaltungsla-

gen ist die Erstellung einer Risikoanalyse durch ein externes Unternehmen 

geboten und durch den Betreiber / Veranstalter zu veranlassen. Können die 

Mindestanforderungen (insbesondere für Rettungswege) nicht eingehalten 

werden, darf die Veranstaltung an dem betreffenden Ort nicht durchgeführt 

werden. 

� Der Ablauf des Sicherheitsgespräches sollte mit der zuständigen Polizeibe-

hörde abgestimmt sein. Inhaltlich sind neben der konkreten Planung auch 

Regelungen bezüglich der Durchführung von Einsatzmaßnahmen sowie zur 

Überwachung bzw. Einhaltung der Genehmigungsbestimmungen oder Auf-

lagen zu besprechen. 

� Die Kerninhalte von Sicherheitsgesprächen sind grundsätzlich seitens der 

Genehmigungs- bzw. Aufsichtsbehörde zu protokollieren (insbesondere die 

Zuständigkeitsregelungen und Fristsetzungen). Diese Protokolle sollten 
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möglichst zeitnah erstellt, von allen Beteiligten gegengezeichnet und Proto-

kollergänzungen entsprechend gekennzeichnet werden. Sofern seitens der 

Genehmigungs- bzw. Aufsichtsbehörde keine Protokollierung erfolgt, sollte 

durch den Polizeivollzugsdienst mit Blick auf dessen Aufgaben zur Gefah-

renabwehr eine Dokumentation der wesentlichen Besprechungsinhalte so-

wie Ergebnisse gefertigt und an alle Beteiligten verteilt werden. Dies gilt 

entsprechend auch für Telefongespräche, in denen zentrale Aussagen bzw. 

Absprachen getroffen werden. Dadurch kann im Schadensfall nachvollzo-

gen werden, von wem welche Festlegung oder Änderung zu welchem Zeit-

punkt vorgenommen wurde. Mögliche straf- und zivilrechtliche Konsequen-

zen (Organisationsverschulden) können so ggf. abgewendet werden. 

� Nach Möglichkeit sollten durch Genehmigungen einschließlich ihrer Aufla-

gen und andere Nebenbestimmungen die im Sicherheitsgespräch identifi-

zierten Gefahren minimiert und das Sicherheitskonzept des Betreibers er-

gänzt werden. Darauf ist durch den Polizeivollzugsdienst im Rahmen seiner  

Stellungnahme hinzuwirken.  

� Die Genehmigungs- bzw. Aufsichtsbehörde (i.d.R. federführende Stelle) 

sollte nach Erteilung der notwendigen Genehmigungen, Erlaubnisse und 

ordnungsrechtlichen Verfügungen an den Veranstalter die Überwachung der 

Einhaltung der Vorgaben durch den Veranstalter koordinieren. 

� Erscheint aus Sicht des Polizeivollzugsdienstes die Sicherheit für eine Ver-

anstaltung durch die Vorkehrungen des Betreibers / Veranstalters oder be-

hördliche Bestimmungen nicht gewährleistet oder ist abzusehen, dass der 

Betreiber / Veranstalter diese Bestimmungen nicht erfüllen kann, ist die zu-

ständige Genehmigungs- bzw. Aufsichtsbehörde in schriftlicher Form auf die 

Sicherheitsbedenken des Polizeivollzugsdienstes hinzuweisen. 

� Unter Umständen kann durch den Erlass einer Polizeiverordnung das Ver-

halten der Besucher seitens der Polizeibehörde beeinflusst werden. Eine 

separate Hausordnung durch den Betreiber / Veranstalter steht dem nicht 

entgegen. 

� Am Veranstaltungstag ist ggf. - wie unter Ziffer 3.2 ausgeführt - auf eine 

Anwesenheit von Vertretern der zuständigen Behörden und Stellen hinzu-

wirken. Die Erreichbarkeit der für die Sicherheit und Ordnung zuständigen 

Behörden ist sicherzustellen; ein abgestimmter Meldeweg ist darüber hinaus 

festzulegen. 

� Der strukturierten Durchführung sowohl der polizeiinternen wie auch der 

gemeinsamen Einsatznachbereitung mit allen Beteiligten kommt eine be-

sondere Bedeutung zu, um Erkenntnisse über mögliche Schwachstellen zu 

gewinnen und diese bei künftigen Einsätzen berücksichtigen zu können. 
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6.  Veranstaltungen und soziale Netzwerke  
Über soziale Netzwerke können Veranstaltungen initiiert werden, für die der Poli-

zei eine vergleichbare Rolle im Abstimmungs- und Planungsprozess zukommt. 

Trotz der pauschalen Begrifflichkeiten wie „Facebook-Partys“, „Flashmob-

Aktionen“ u.ä. bedarf es dabei der Einzelfallabgrenzung zu Versammlungen oder 

ggf. geschützten Arbeitskampfmaßnahmen. Sicherheitsgespräche, ein Hinwirken 

auf Schutzvorkehrungen und die Abstimmung mit anderen Behörden sowie Or-

ganisationen mit Sicherheitsaufgaben sind auch hier essentiell. Eine Verursa-

cherhaftung für entstehende Kosten ist ggf. ergänzend zu prüfen. 

 

In diesem Zusammenhang wird auf die „Hinweise und Empfehlungen des Innen-

ministeriums - Landespolizeipräsidium - zur Vorbereitung und Bewältigung von 

Einsätzen der Polizei im Zusammenhang mit Veranstaltungen nach Aufrufen in 

sozialen Netzwerken (u.a. „Facebook-Partys“)“ vom 19.02.2014 verwiesen. 

 

 

 

gez. Ralph Papcke 

 

 



  

Anlage 1 

 

Erläuternde Ausführungen  

 

− Für das Entstehen einer Versammlungsstätte und damit dem Erfordernis einer 

baurechtlichen Nutzungsänderungsgenehmigung reicht die sporadische 

Durchführung von Einzelveranstaltungen nicht aus. Vielmehr ist erforderlich, 

dass regelmäßig wiederkehrende Veranstaltungen mit einer gewissen Häufig-

keit durchgeführt werden.  

− Als Anhaltspunkt für die Häufigkeit der Veranstaltungen kann Nr. 10.17 der 

Vierten Verordnung zur Durchführung des Bundesimmissionsschutzgesetzes 

(Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV) vom 

24.07.1985 herangezogen werden. Dort ist geregelt, dass Renn- oder Test-

strecken für Kraftfahrzeuge dann zu genehmigungspflichtigen Anlagen wer-

den, wenn sie an fünf Tagen oder mehr im Jahr zur Übung oder Ausübung 

des Motorsports dienen. Daher kann als Faustregel angenommen werden, 

dass ab fünf Veranstaltungen pro Jahr eine Versammlungsstätte entsteht.  

− Dieser Schwellenwert ist allerdings nicht fix, sondern nur ein Anhaltspunkt, der 

je nach Art der Veranstaltungen variieren kann. Insofern besteht ein Ermes-

sensspielraum der zuständigen Baurechtsbehörde je nach Grad der Gefähr-

lichkeit der betreffenden Veranstaltungen.  

Dabei gelten folgende Rahmenwerte: 

o bis zu zwei Veranstaltungen pro Jahr sind in allen Fällen unbeachtlich; 

o bei eher gefahrengeneigten Veranstaltungen (z.B. Rockkonzerte, Kar-

nevalsveranstaltungen) kann bereits ab drei Veranstaltungen pro Jahr 

eine Nutzungsänderungsgenehmigung verlangt werden;  

o bei weniger gefahrgeneigten Veranstaltungen, wie Dichterlesungen 

oder Kirchenkonzerten, können auch bis zu zehn Veranstaltungen pro 

Jahr ohne Nutzungsänderungsgenehmigung durchgeführt werden. 
Eine Versammlungsstätte im Freien besteht teilweise aus baulichen Anlagen, 

wenn der Zugang oder Ausgang durch Öffnungen in fest oder vorübergehend 

errichteten Anlagen, wie Einfriedungen oder Abschrankungen, gesteuert wird.  

Großveranstaltungen auf öffentlichen Straßen oder öffentlichen oder privaten 

Grundflächen, die nicht eingezäunt sind und daher jederzeit und ungehindert 

über öffentliche Verkehrsflächen betreten oder verlassen werden können, fal-

len auch dann nicht unter den Anwendungsbereich der VStättVO, wenn sie 

Szenenflächen oder Tribünen haben. In diesem Fall ist das Bauordnungsrecht 

nur auf die baulichen Anlagen der Szenenflächen und Tribünen (z.B. Richtlinie 

über fliegende Bauten) anzuwenden. Dies schließt nicht aus, dass sich die für 

die Großveranstaltungen zuständigen Ordnungsbehörden bei der Genehmi-

gung derartiger Großveranstaltungen an den Vorschriften der VStättVO orien-

tieren.  



  

Derartige Auflagen könnten auch von der Straßenbaubehörde, z.B. bei der 

straßenrechtlichen Sondernutzungsgenehmigung für eine Veranstaltung auf 

einer gewidmeten Straßenfläche, erlassen werden.  

Verlangen die jeweils für die Sicherheit und Ordnung zuständigen Polizeibe-

hörden aus sicherheitsrechtlichen Gründen bauliche Absperrungen zur Be-

grenzung der Besucherzahlen oder zur Steuerung der Besucherströme, dann 

können dafür die einschlägigen Vorschriften der VStättVO sinngemäß ange-

wendet werden. Die bauordnungsrechtlichen Inhalte sollen in eine zu erlas-

sende Genehmigung/Verfügung  integriert werden. 

 

 



 

Anlage 2 

 

Erläuterungen zu Rettungswegen und Abschrankungen 

 

Führung und Bemessung der Rettungswege; Türen und Tore - §§ 6, 7 und 9  

VStättVO 

 

Versammlungsstätten müssen mind. zwei, möglichst entgegengesetzt verlau-

fende Rettungswege haben. Diese Rettungswege müssen für Besucher jeder-

zeit ohne Hilfsmittel gut begehbar sein und direkt oder über Treppenräume ins 

Freie führen; Türen und Tore müssen in Fluchtrichtung aufschlagen. 

Die Rettungswegbreite ist nach der größtmöglichen Personenanzahl zu be-

messen und muss für 200 Personen mindestens 1,2 m betragen. Für größere 

Personenzahlen ist die Breite um jeweils 0,6 Meter pro 100 Personen zu er-

höhen (bspw. bis 300 Personen 1,8 m, bis 400 Personen 2,4 m usw.). 

Die Entfernung von einem Besucherplatz bis zum Ausgang des Versamm-

lungsraumes darf 30 m (je nach Raumhöhe auch bis 60 m) betragen. 

Die Flurlänge vom Ausgang des Versammlungsraumes bis ins Freie oder zum 

Treppenraum darf nochmals weitere 30 m betragen. 

Somit kann die gesamte Rettungsweglänge vom Besucherplatz bis ins Freie / 

Treppenraum max. 60 m bzw. 90 m betragen. 

Hinweis: Ausgänge von mindestens 1,8 m zusammenhängender Breite führen zu 

deutlich weniger Staubildung als Ausgänge von nur 1,2 m zusammenhängender 

Breite. Obwohl also Ausgänge mit 2 x 1,8 m Breite rechnerisch für die gleiche 

Personenanzahl als Rettungsweg dienen können wie Ausgänge mit 3 x 1,2 m 

Breite, wäre die erstgenannte Situation insbesondere bei den Hauptausgängen 

vorzuziehen. 

 

 

Abschrankung von Stehplätzen vor Szeneflächen - § 29 VStättVO 

 

Szeneflächen sind abzuschranken, wenn davor Stehplätze für Besucher angeordnet 

werden. Die Besucherplätze sind von der Szenenfläche so abzutrennen, dass zwi-

schen der Szenefläche und der Abschrankung ein Gang von mindestens 2 Metern 

Breite für den Ordnungsdienst und Rettungskräfte vorhanden ist (Sicherheitskorri-

dor). Bei Großveranstaltungen (mehr als 5.000 Stehplätze) ist die Anordnung von 

mehreren Abschrankungen vorgeschrieben.  



 

Anlage 3 

 

Lagefeld Gefährdungspotential 

 

Für jede Veranstaltung sollte das Gefährdungspotential ermittelt und bewertet wer-

den. Das Gefährdungspotential ist die Summe von Gefährdungen der Sicherheit, 

welches analysiert und bewertet werden muss. Nur so können geeignete Schutz-

maßnahmen abgeleitet werden. 

 

1. Gefährdungsmomente 

Als Gefährdungsmomente können insbesondere folgende wesentlichen Gefah-

rengruppen auftreten: 

 

� Veranstaltungsbezogene Gefahrensituationen 

� Störungen von Personen- und Besucherströmen (z.B. durch Gedränge, 

Behinderungen); 

� zu hohe Besucherzahl/zu große Personendichte/Überfüllung; 

� Ausfall von besucherrelevanter Infrastruktur (z.B. von Zutrittskontrollen, 

Kassen, WC, Schankanlagen); 

� Störung von Verkehrs- und Fahrzeugströmen (z.B. durch Behinderung von 

Zu- und Abfahrtsstraßen); 

� Blockierung von wichtigen Flächen (z.B. Anfahrtswege für Feuerwehr und 

Rettungsdienst, Feuerwehrzufahrten und -zugänge, Feuerwehrbewe-

gungs- und -aufstellflächen, Halteplätze für Krankentransport- und Ret-

tungswagen); 

� Ausfall von (öffentlichen) Verkehrsmitteln und -trägern; 

� Vandalismus (z.B. nach übermäßigem Alkoholgenuss); 

� ruhestörender Lärm. 

 

� Unfälle, unglückliche Ereignisse 

� Schadensfälle (z.B. in Fahrgeschäften, bei Veranstaltungen und Stunts-

hows, mit Tieren); 

� Massenanfall von verletzten und erkrankten Personen; 

� Panikverhalten (z.B. im Zusammenhang mit Räummaßnahmen); 

� Brandereignisse; 

� Gasausströmung; 

� Einsturz von Bauteilen; 

� Unwetter; 

� Stromausfall; 

� Zusammenbruch von Kommunikationsstrukturen (z.B. durch Ausfall des 

Telefon-, Mobilfunk- und BOS-Funk-Netzes). 

 



 

� Anschlagsszenarien 

� Gefahr von Amoktaten; 

� Bombendrohungen; 

� unkonventionelle Spreng- und/oder Brandvorrichtungen (USBV), ggf. mit 

Folgeanschlag oder radioaktiven Stoffen; 

� Anschlag mit ABC-Stoffen; 

� Fund eines verdächtigen Gegenstandes. 

 

� Gefahrensituationen im Zusammenhang mit Straftaten 

� gewaltbereite Besucher/Teilnehmer; 

� Bedrohung von schutzbedürftigen Personen; 

� Handel und Konsum mit/von Betäubungsmitteln (z.B. medizinische Inter-

vention, aufgefundene Spritzen, Verletzungen durch unbeabsichtigten 

Spritzenkontakt). 

 

 

2. Einflussfaktoren für die Ermittlung der Gefährdu ng 

Als kritische Einflussfaktoren sind beispielhaft zu berücksichtigen: 

� Anzahl der zu erwartenden Besucher; 

� Zusammensetzung der Besucher (z.B. Alter, Soziologie); 

� Art der Veranstaltung (z.B. Auftritte von VIPs, Alkoholausschank, Pyro-

technik); 

� Ort der Veranstaltung (z.B. bauliche Anlagen, Lage, Umgebung, Zufahr-

ten); 

� Infrastruktur (z.B. Parkplätze, öffentliche Verkehrsmittel, Zufahrten); 

� lokale Besonderheiten (z.B. Gemeindegröße, Parallelveranstaltungen); 

� Uhrzeit (z.B. Dämmerung, ÖPNV); 

� Wetterprognosen (z.B. Unwetterwarnungen vor Gewitter und Blitzeis, jah-

reszeitbedingte Extremwetterereignisse); 

� Dauer der Veranstaltung (z.B. Belastung des Personals, Sperrungen); 

� Qualifikation des Veranstalters (z.B. Erfahrung, Professionalität, Fortbil-

dung); 

� bei Veranstaltungen mit (Kraft-)Fahrzeugen: Bauart und Beschaffenheit der 

teilnehmenden (Kraft-)Fahrzeuge, Charakter der Veranstaltung. 

 

 

3. Gefährdungsbewertung 
 

Nach dem Erfassen der einzelnen Gefährdungen müssen diese in einer Gefähr-

dungsbeurteilung des Veranstalters und der beteiligten Behörden analysiert und be-

wertet werden. Die reine Erfassung bewirkt keine Erhöhung der Sicherheitslage. In 

der Gefährdungsbewertung müssen mögliche Risiken berücksichtigt und aufgeführt 



 

werden. Die Ergebnisse der Bewertung sollen dokumentiert und der zuständigen 

Genehmigungs- und Aufsichtsbehörde vorgelegt werden. Die Gefährdungsbewer-

tung kann beispielsweise in sieben Schritten durchgeführt werden: 

 

1. gefährdete Objekte/Bereiche definieren (z.B. Gebäude, Fläche); 

2. Gefährdungsmomente und Einflussfaktoren ermitteln; 

3. Gefährdungen - Gefährdungsmomente unter Berücksichtigung ihrer Einflussfak-

toren - ermitteln und analysieren; 

4. analysierte Gefährdungen bewerten  (z.B. Höhe der Eintrittswahrscheinlich-

keit/Schadensschwere, Abwehrmöglichkeiten); 

5. Schutzmaßnahmen festlegen (z.B. Sanitätsdienst, Brandsicherheitsdienst, Zu-

gangskontrollen, Nutzungsverbot von Glas, kein Wechsel von Gasflaschen [z.B. 

bei Gastroständen] während der Veranstaltung, Verbot von Gasheizungen); 

6. Wirksamkeit der Schutzmaßnahmen kontrollieren (vor Beginn, im Verlauf und 

nach dem Ende der Veranstaltung); 

7. Ergebnisse dokumentieren (u.a. zur rechtlichen Absicherung). 

 

Es ist hilfreich, eine Liste mit möglichen Schadensereignissen zu erstellen. Den ein-

zelnen Ereignissen können dann Gefährdungsfaktoren zugeordnet werden. So kann 

einfach und übersichtlich anhand der möglichen Ereignisse eine entsprechende Liste 

mit zuzuordnenden Schutzmaßnahmen erarbeitet und umgesetzt werden.  



 

Anlage 4 

 

Planungsfehler, die zur Nichtgenehmigung oder Unter sagung von  

 Veranstaltungen führen können 

 

Mitunter werden gravierende Fehler bereits in der Planungsphase gemacht. Diese 

haben dann oftmals weit reichende Konsequenzen. Um schon im Vorfeld solche Feh-

ler auszuschließen, sind nachfolgend einige der Häufigsten aufgeführt: 

 

− Personen-/Besucherströme werden falsch eingeschätzt  

Folgen: Zu langsame Fortbewegung, Kreislaufzusammenbrüche, Panikgefahr. 

 

− Personenströme sind falsch geplant oder verlaufen u nvorhergesehen (in-

folge Nichtbeachtung von Absperrungen) 

Folgen: Verletzungsgefahr, Überlastung von Einrichtungen und Bauteilen. 

 

− Verkehrs-/Fahrzeugströme werden falsch berechnet 

Folgen: Zusammenbrüche des Verkehrs, Rettungsfahrzeuge erreichen nicht aus-

reichend schnell ihr Ziel. Bei Rückstau auf Autobahnen und anderen Straßen für 

den schnellen Verkehr: Erhebliche Gefahr schwerer Verkehrsunfälle. Beeinträch-

tigung des nicht veranstaltungsbezogenen Verkehrs. 

 

− Zu wenig Parkmöglichkeiten, fehlende oder mangelhaf te Wegweisung / Ver-

kehrsleitsysteme 

Folgen: „Wildes Parken“, dadurch Zusammenbruch des Verkehrs, Disziplinlosig-

keit, Ordnungsstruktur geht verloren. Bei Rückstau auf Autobahnen und anderen 

Straßen für den schnellen Verkehr: Erhebliche Gefahr schwerer Verkehrsunfälle. 

Beeinträchtigung des nicht veranstaltungsbezogenen Verkehrs. 

 

− Separate Anfahrtswege für Rettungsmittel fehlen 

Folgen: Lange Anfahrtszeiten, Verletzungsgefahr bei Nutzung von Besucherwe-

gen. 

 

− Sammelplätze und Ausweichräume fehlen 

Folgen: Ausreichend schnelles Räumen der Veranstaltung ist nicht möglich, Pa-

nikgefahr. 

 

− Zu geringer Kräfteansatz von Sicherheits- und Rettu ngskräften 

Folgen: Sicherheits- und Rettungskräfte sind gegebenenfalls nicht in der Lage, 

auf eine Gefahrensituation angemessen zu reagieren. 

 

− Fehlende Rettungsinseln und Pufferzonen vor Bühnen 



 

Folgen: Den Rettungskräften fehlen Rückzugsmöglichkeiten zur Versorgung von 

Verletzten in größeren Menschenmassen. 

 

− Mangel an Getränken bei Open-Air-Veranstaltungen 

Folgen: Überlastung des Sanitätsdienstes durch Hitzekollaps bei Besucherinnen 

und Besucher. 

 

− Kein Nutzungsverbot von Glas 

Folgen: Je nach Veranstaltung hohe Belastung des Sanitätsdienstes durch 

Schnittverletzungen. Gefahr für das Sicherheitspersonal und die Polizeikräfte. 

 

− Fehlende oder schlecht sichtbare Fluchtwegkennzeich nung 

Folgen: Überlastung einzelner Fluchtwege, ziellose Fluchtbewegungen von Per-

sonenströmen, Panikgefahr. 

 

− Zu geringe Löschwasservorhaltung 

Folgen: Schlechtere Interventionsmöglichkeiten für die Feuerwehr, größere  

Brandausbreitung. 

 

− Unterschätzen von Unwettergefahren 

Folgen: Massenanfall von Verletzten nach Blitzeinschlag, Panikgefahr. 

 

− Notstromversorgung fehlt 

Folgen: Verletzungsgefahr infolge Dunkelheit, Panikgefahr. Ausfall von akusti-

schen und optischen Informations- und Leitsystemen. 

 

− Fehlende oder nicht einheitliche Lagekarten und Obj ektpläne für Rettungs-

kräfte 

Folgen: Langsameres Auffinden von Patienten, Orientierungslosigkeit von Ret-

tungskräften. 

 

− Kommunikationsstruktur fehlt, ist lückenhaft oder b richt während der Ver-

anstaltung zusammen 

Folgen: Auf ein Schadensereignis ist kein einheitlich geordnetes und abgestimm-

tes Reagieren möglich, Panikgefahr. 

 

− Zu hohe Besucherzahlen 

Folgen: Alle vorgenannten Planungsfehler werden in ihrer Auswirkung verstärkt. 

 

− Unzureichende Beschilderung 

Folgen: Ungeordneter Zustand und Ablauf der Veranstaltung, ggf. mit der Folge 

von weiteren Mängeln. 
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